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An die Mitglieder der Geschäftsführung und des Aufsichtsrats der

Stadtmuseum Graz GmbH

Graz

Wir haben die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2014 der

Stadtmuseum Graz GmbH

8010 Graz

(im Folgenden auch kurz "Gesellschaft" genannt)

abgeschlossen und erstatten über das Ergebnis dieser Prüfung den folgenden Bericht:

1. AUFTRAG UND DURCHFÜHRUNG DER PRÜFUNG

In der ordentlichen Aufsichtsratsitzung vom 2. April 2014 der Stadtmuseum Graz GmbH,

Graz wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2014 gewählt. Die Gesellschaft,

vertreten durch die Geschäftsführung, Herrn Otto Hochreiter,MA, schloss mit uns einen Prü-

fungsvertrag ab, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014 unter Einbeziehung der

Buchführung gemäß den §§ 269ff UGB zu prüfen.

Bei der gegenständlichen Prüfung handelt es sich um eine freiwillige Abschlussprüfung.

Die Prüfung erstreckte sich darauf, ob bei der Erstellung des Jahresabschlusses und der

Buchführung die gesetzlichen Vorschriften und die ergänzenden Bestimmungen der Satzung

beachtet wurden.

Bei unserer Prüfung beachteten wir die in Österreich geltenden gesetzlichen Vorschriften

und die berufsüblichen Grundsätze ordnungsgemäßer Durchführung von Abschlussprü-

fungen. Wir weisen darauf hin, dass die Abschlussprüfung mit hinreichender Sicherheit die

Richtigkeit des Abschlusses gewährleisten soll. Eine absolute Sicherheit lässt sich nicht er-

reichen, weil jedem Rechnungslegungs- und internen Kontrollsystem die Möglichkeit von

Fehlern immanent ist und auf Grund der stichprobengestützten Prüfung ein unvermeidbares

Risiko besteht, dass wesentliche Fehldarstellungen im Jahresabschluss unentdeckt bleiben.

Die Prüfung erstreckte sich nicht auf Bereiche, die üblicherweise den Gegenstand von Son-

derprüfungen bilden.
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Wir führten die Prüfung mit Unterbrechungen im Zeitraum März 2015 (Hauptprüfung) über-

wiegend in den Räumen der Gesellschaft durch. Die Prüfung wurde mit dem Datum dieses

Berichtes materiell abgeschlossen.

Für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrages ist Herr Mag. Hans-Georg Reinba-

cher, Wirtschaftsprüfer, verantwortlich.

Grundlage für unsere Prüfung ist der mit der Gesellschaft abgeschlossene Prüfungsvertrag,

bei dem die von der Kammer der Wirtschaftstreuhänder herausgegebenen "Allgemeinen

Auftragsbedingungen für Abschlussprüfungen/Wirtschaftstreuhandberufe" (Beilage III.) ei-

nen integrierten Bestandteil bilden. Diese Auftragsbedingungen gelten nicht nur zwischen

der Gesellschaft und dem Abschlussprüfer, sondern auch gegenüber Dritten. Unsere Verant-

wortlichkeit und Haftung ist analog zu § 275 Abs. 2 UGB (Haftungsregelungen bei der Ab-

schlussprüfung einer kleinen oder mittelgroßen Gesellschaft) gegenüber der Gesellschaft

und auch gegenüber Dritten mit insgesamt 2 Millionen Euro begrenzt.

2. AUFGLIEDERUNG UND ERLÄUTERUNG VON WESENTLICHEN POSTEN IM

JAHRESABSCHLUSS

Alle erforderlichen Aufgliederungen und Erläuterungen von wesentlichen Posten des Jahres-

abschlusses sind im Anhang des Jahresabschlusses enthalten. Wir verweisen daher auf die

entsprechenden Angaben der Geschäftsführung im Anhang des Jahresabschlusses.

Weiters verweisen wir auf die detaillierte Darstellung von Bilanz und Gewinn- und Verlust-

rechnung, die einen integrierten Bestandteil dieses Berichtes bilden.
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3. ZUSAMMENFASSUNG DES PRÜFUNGSERGEBNISSES

3.1. Feststellungen zur Gesetzmäßigkeit von Buchführung und Jahresabschluss

Bei unseren Prüfungshandlungen stellten wir die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften

und der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung fest.

Im Rahmen unseres risiko- und kontrollorientierten Prüfungsansatzes haben wir - soweit wir

dies für unsere Prüfungsaussage für notwendig erachteten - die internen Kontrollen in Teil-

bereichen des Rechnungslegungsprozesses in die Prüfung einbezogen.

Hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit des Jahresabschlusses verweisen wir auf unsere Ausfüh-

rungen im Bestätigungsvermerk.

3.2. Erteilte Auskünfte

Die gesetzlichen Vertreter erteilten die von uns verlangten Aufklärungen und Nachweise. Ei-

ne von den gesetzlichen Vertretern unterfertigte Vollständigkeitserklärung haben wir zu un-

seren Akten genommen.

3.3. Stellungnahme zu Tatsachen nach § 273 Abs. 2 und Abs. 3 UGB (Ausübung der Rede-
pflicht)

Bei Wahrnehmung unserer Aufgaben als Abschlussprüfer haben wir keine Tatsachen festge-

stellt, die den Bestand der geprüften Gesellschaft gefährden können oder die schwerwiegen-

de Verstöße der gesetzlichen Vertreter oder von Arbeitnehmern gegen Gesetz oder Gesell-

schaftsvertrag erkennen lassen. Wesentliche Schwächen bei der internen Kontrolle des

Rechnungslegungsprozesses sind uns nicht zur Kenntnis gelangt. Die Voraussetzungen für

die Vermutung eines Reorganisationsbedarfs (§ 22 Abs. 1 Z 1 URG) sind nicht gegeben.
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4. BESTÄTIGUNGSVERMERK

Bericht zum Jahresabschluss
Wir haben den beigefügten Jahresabschluss der Stadtmuseum Graz GmbH, Graz, für das
Geschäftsjahr vom 1. Jänner 2014 bis zum 31. Dezember 2014 unter Einbeziehung der
Buchführung geprüft. Dieser Jahresabschluss umfasst die Bilanz zum 31. Dezember 2014,
die Gewinn- und Verlustrechnung für das am 31. Dezember 2014 endende Geschäftsjahr

sowie den Anhang. Unsere Verantwortlichkeit und Haftung ist analog zu § 275 Abs. 2
UGB (Haftungsregelungen bei der Abschlussprüfung einer kleinen oder mittelgroßen
Gesellschaft) gegenüber der Gesellschaft und auch gegenüber Dritten mit insgesamt
2 Millionen Euro begrenzt.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und für die Buch-
führung
Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sind für die Buchführung sowie für die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses verantwortlich, der ein möglichst getreues Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft in Übereinstimmung mit den österreichi-
schen unternehmensrechtlichen Vorschriften vermittelt. Diese Verantwortung beinhaltet: Ge-
staltung, Umsetzung und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems, soweit dieses für
die Aufstellung des Jahresabschlusses und die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft von Bedeutung ist, damit dieser
frei von wesentlichen Fehldarstellungen ist, sei es auf Grund von beabsichtigten oder un-
beabsichtigten Fehlern; die Auswahl und Anwendung geeigneter Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden; die Vornahme von Schätzungen, die unter Berücksichtigung der gegebenen
Rahmenbedingungen angemessen erscheinen.

Verantwortung des Abschlussprüfers und Beschreibung von Art und Umfang der ge-
setzlichen Abschlussprüfung
Unsere Verantwortung besteht in der Abgabe eines Prüfungsurteils zu diesem Jahresab-
schluss auf der Grundlage unserer Prüfung. Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der
in Österreich geltenden gesetzlichen Vorschriften und Grundsätze ordnungsgemäßer Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern, dass wir die Standesregeln ein-
halten und die Prüfung so planen und durchführen, dass wir uns mit hinreichender Sicherheit
ein Urteil darüber bilden können, ob der Jahresabschluss frei von wesentlichen Fehldarstel-
lungen ist. Eine Prüfung beinhaltet die Durchführung von Prüfungshandlungen zur Erlangung
von Prüfungsnachweisen hinsichtlich der Beträge und sonstigen Angaben im Jahresab-
schluss. Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Ab-
schlussprüfers unter Berücksichtigung seiner Einschätzung des Risikos eines Auftretens we-
sentlicher Fehldarstellungen, sei es auf Grund von beabsichtigten oder unbeabsichtigten
Fehlern. Bei der Vornahme dieser Risikoeinschätzung berücksichtigt der Abschlussprüfer
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das interne Kontrollsystem, soweit es für die Aufstellung des Jahresabschlusses und die
Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Gesellschaft von Bedeutung ist, um unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen geeig-
nete Prüfungshandlungen festzulegen, nicht jedoch um ein Prüfungsurteil über die Wirksam-
keit der internen Kontrollen der Gesellschaft abzugeben. Die Prüfung umfasst ferner die Be-
urteilung der Angemessenheit der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
und der vom gesetzlichen Vertreter vorgenommenen wesentlichen Schätzungen sowie eine
Würdigung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses. Wir sind der Auffassung, dass wir
ausreichende und geeignete Prüfungsnachweise erlangt haben, sodass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil darstellt.

Prüfungsurteil
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. Auf Grund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss nach unserer Beurteilung den gesetzli-
chen Vorschriften und vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage
der Gesellschaft zum 31. Dezember 2014 sowie der Ertragslage der Gesellschaft für das
Geschäftsjahr vom 1. Jänner 2014 bis zum 31. Dezember 2014 in Übereinstimmung mit den
österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung.

Graz, am 26. März 2015

procedo wirtschaftsprüfung und steuerberatung gmbh
8010 Graz

Mag. Hans-Georg Reinbacher
Wirtschaftsprüfer

*) Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses in einer von der bestätigten (ungekürzten deutschsprachigen)
Fassung abweichenden Form (zB verkürzte Fassung oder Übersetzung) darf ohne unsere Genehmigung weder der Bestäti-
gungvermerk zitiert noch auf unsere Prüfung verwiesen werden.
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Freiwillige Berichtergänzung

gemäß Punkt 6 des Fachgutachtens

des Fachsenats für Unternehmensrecht und

Revision (KFS/PG2)
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A. RECHTLICHE VERHÄLTNISSE

1. Gesellschaftsrechtliche Grundlagen

Rechtsform: GmbH

Firma: Stadtmuseum Graz GmbH

Eintragung im Firmenbuch: Landesgericht für ZRS Graz

Satzung: Es gilt die Satzung in der Fassung vom 23.06.2005.

Gegenstand des Unternehmens: 1) Betrieb des Stadtmuseums Graz

2) Sammeln, Bewahren, Forschen und Präsentieren von

stadtgeschichtlich relevanten Objekten

3) Bewahren (Inventarisieren, Archivieren, Konservieren

und Restaurieren) von stadtgeschichtlich relevanten

Objekten

Sitz: 8010 Graz

Geschäftsjahr: 01.01.2014 - 31.12.2014

Stammkapital: Euro 35.000,00

Geschäftsführung: Otto Hochreiter, MA

vertritt seit 09.07.2005 selbständig

Prokurist: Mag. Sibylle Dienesch

vertritt seit 24.06.2007

Aufsichtsratssitzungen: im Geschäftsjahr fanden die erforderlichen vierteljährli-

chen Sitzungen des Aufsichtsrates statt.

Aufsichtsrat: Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind im Anhang

(Beilage I) angegeben.
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2. Verträge

Mit Bescheid vom 28.03.2014 überträgt die Stadt Graz der Stadtmuseum Graz GmbH ge-

mäß § 16 Abs 4 des Gesetzes vom 16.05.2013 über die Sicherung, Verwahrung und Nut-

zung von Archivgut idF LGBL Nr. 112/2013 folgende Befugnisse: die Archivierung von Ar-

chivgut, den zivilrechtlichen Erwerb, die Übernahme und Archivierung sonstigen Archivgutes,

die Beurteil der Archivwürdigkeit und die Wahrnehmung der behördlichen Aufgaben in die-

sem Zusammenhang.

Mit der Ergänzung zum Finanzierungsvertrag vom 04.07.2013 wurde der Gesellschaft sei-

tens der Stadt Graz ein Gesellschafterzuschuss zur Abdeckung von Verlusten aus der Ge-

schäftstätigkeit im Geschäftsjahr 2014 in Höhe von 1.380.000,00 und zusätzlich für die

Übernahme der Stadtarchivs-Tätigkeiten ein Betrag von 352.500,00 gewährt.

Mit Bedienstetenzuweisungsvertrag vom 6. September 2005 wurden der Gesellschaft ge-

mäß § 3 Abs. 1 des Steiermärkischen Gemeindebediensteten-Zuweisungsgesetzes, LGBl.

Nr. 54/2003, jene Bedienstete, die schon vor der Ausgliederung des Stadtmuseums Graz

aus dem Organisationsgefüge der Stadt Graz für jenes tätig waren, der Gesellschaft zuge-

wiesen. Die Stadt Graz hat sich im Rahmen der Finanzierung der Stadtmuseum Graz GmbH

dazu verpflichtet, die Personalkosten der zugewiesenen Mitarbeiter an das Unternehmen zu

refundieren.

Mit der Landesmuseum Joanneum GmbH wurde am 3. Juli 2007 eine Kooperationsverein-

barung über die Zurverfügungstellung von Leihgaben bzw. die gegenseitige Anerkennung

von Eintrittskarten geschlossen.

Mit Vereinbarung vom 18. April 2008 wurde der Beitritt der Stadtmuseum Graz GmbH als

Teilnehmergesellschaft zum Notional-Cash-Pooling der Stadt Graz beschlossen. Der

Cash-Pool wird durch die Grazer Unternehmensfinanzierungs GmbH als Poolgesellschaft

geleitet.
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Mit der Stadt Graz wurden am 8. Jänner 2008 Pachtverträge über die Nutzung des Objekts

Sackstraße 18 und des Objekts Schlossberg 5 (Garnisonsmuseum) abgeschlossen. In ei-

nem Nachtrag wurde beschlossen, dass ab dem Geschäftsjahr 2009 für 12 Jahre von der

Gesellschaft jährlich ein um EUR 80.000,00 erhöhter Pachtzins an die Stadt Graz zu leisten

ist, der seitens des Verpächters für die Instandhaltung des Gebäudes Sackstraße 18 aufzu-

wenden ist. Weiters wurden am 28. Juli 2010 mit der Stadt Graz ein weiterer Mietvertrag

über die "Gotische Halle" (Sackstraße 20) und am 6. September 2010 mit der Antigorit Ver-

mögensverwaltung GmbH ein Mietvertrag über Lagerflächen in Andritz (Weinzöttlstraße 16)

abgeschlossen.
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B. STEUERLICHE VERHÄLTNISSE

Finanzamt: Graz-Stadt

Steuernummer: 252/6827

Steuerliche Vertretung: BFP und Austin

letze steuerliche Außenprüfung: März 2009 (Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben)

Besonderheiten: Registrierung beim Finanzamt erfolgt lediglich für Zwecke

der Umsatzsteuer, da die Gesellschaft nicht auf Gewinn

gerichtet ist sonder ausschließlich gemeinnützige Zwecke

im Sinne der §§ 34 ff BAO verfolgt.
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C. WIRTSCHAFTLICHE VERHÄLTNISSE

1. Allgemeines

Folgende Darstellungen sollen in einer nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zusam-

mengefassten Form den Einblick in die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft erleichtern.

Daraus ergeben sich vom unternehmensrechtlichen Jahresabschluss abweichende Dar-

stellungen.

Bei der Summierung von gerundeten Beträgen und Prozentangaben können durch Verwen-

dung automatischer Rechenhilfen rundungsbedingte Rechendifferenzen auftreten.

Die Zahl der Besucher (gesamt) der Gesellschaft entwickelte sich wie folgt:

2014 2013
Stadtmuseum und Garnisonsmuseum 39.472 18.721
Glockenturm 0 0

18.721 12.921

Die Anzahl der zahlenden Besucher entwickelte sich im Stadtmuseum insgesamt wie folgt:

2014 2013
Stadtmuseum und Garnisonsmuseum 8.526 6.447

Der Anstieg der Gesamt-Besucherzahl spiegelt einerseits das Publikumsinteresse für die

Ausstellung Carmilla. Der Vampir und wir wider und andererseits zeigt sich darin die erfolg-

reiche Umsetzung des so benannten Offenen Museums: im Zuge des Umbaus 2012 wurden

die Räume des Erdgeschosses zur Sackstraße und zum Schloßbergplatz baulich geöffnet.

In diesem Bereich und im gesamten Erdgeschoss werden nun Ausstellungen, die sich mit

der Gegenwart und der Zukunft der Stadt beschäftigen, bei freiem Eintritt gezeigt.

Einen Anstieg verzeichnen auch die zahlenden BesucherInnen, was v.a. auf die Steigerung

der geführten Schüler/-innen zurückzuführen ist.

Darüber hinaus ist zu beachten, dass für das Garnisonsmuseum aufgrund der Witterungs-

verhältnisse jedes Jahr unterschiedliche Öffnungsperioden gelten. Das Garnisonsmuseum

war in den Jahren 2012, 2013 und 2014 nicht geöffnet.
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Der Mitarbeiterstand (nach Vollzeitäquivalenten) entwickelte sich wie folgt:

Stand am 31.12. Durchschnitt
2014 2013 2012 2014 2013 2012

Geschäftsprüfung 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0
Angestellte 15,6 14,2 11,6 14,4 13,0 11,7
zugewiesene Beamte 7,0 5,0 5,0 6,5 5,0 5,5

23,6 20,2 17,6 21,9 19,0 18,2
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2. Vermögenslage

Werte in TEuro 2014 % 2013 %

Vorräte 28 1,6 20 1,1
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 6 0,3 5 0,3
Sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände 25 1,4 58 3,1
Kassenbestand, Schecks,
Guthaben bei Kreditinstituten 482 27,3 394 21,1
Aktive Rechnungsabgrenzung 5 0,9 20 1,1

Summe Umlaufvermögen kurzfristig 546 30,9 497 26,6

Rückstellungen kurzfristig 257 14,5 215 11,5
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 41 2,3 13 0,7
Sonstige Verbindlichkeiten 28 1,6 30 1,6
Passive Pechnungsabgrenzung 0 0,0 15 0,8

Summe Fremdkapital kurzfristig 326 18,4 273 14,6

Netto-Umlaufvermögen (Working Capital) 220 12,5 224 12,0

Immaterielles Anlagevermögen 6 0,3 9 0,5
Sachanlagen 1.215 68,8 1.361 72,9

Summe Anlagevermögen 1.221 69,1 1.370 73,4

Summe Fremdkapital langfristig 0 0,0 0 0,0

Reinvermögen 1.441 81,6 1.594 85,4

Gesamtvermögen 1.767 100,0 1.867 100,0
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Die wesentlichen Veränderungen der Vermögenslage haben die folgenden Ursachen:

Im Bereich des Anlagevermögens kam es im Geschäftsjahr 2014 zu Anlagenzugängen von

insgesamt TEUR 37, wobei Zugänge von TEUR 11 aus Schenkungen für die Stadtmuseum

Graz GmbH resultieren. Diesen Investitionen standen Abschreibungen in Höhe von

TEUR 175 gegenüber.

Da das gesamte Anlagevermögen der Gesellschaft über Zuschüsse oder Schenkungen fi-

nanziert ist, wurde dem Anlagevermögen in gleicher Höhe auf der Passivseite ein Sonderpo-

sten für Investitionszuschüsse (2014: TEUR 1.221; 2013: TEUR 1.370) gegenübergestellt,

welcher simultan zur Abschreibung der Vermögensgegenstände über deren Laufzeit ver-

braucht wird. Sofern es zum Ausscheiden eines Anlagengutes mit Restbuchwert kommt,

kommt es zur sofortigen Auflösung des zugeordneten Investitionszuschusses, wodurch zu-

künftige Abschreibungen oder Buchwertabgänge auf den Jahresabschluss stets nur erfolgs-

neutrale Auswirkungen haben. Gemäß der beschriebenen spiegelbildlichen Darstellung führ-

te der Rückgang des Anlagevermögens um rd. TEUR 149 auch zu einer entsprechenden

Verminderung des Sonderpostens für Investitionszuschüsse.

Die liquiden Mittel erhöhten sich im Wesentlichen aufgrund der bereits zugewiesenen Mittel

für künftige Ausgaben zum Stichtag um insgesamt TEUR 88 auf den Betrag von TEUR 482.

Die Verminderung der versteuerten Rücklage (Kapitalrücklage) von TEUR 179 auf

TEUR 174, welche die nicht gebundenen Kapitalrücklagen aus der Finanzierung durch den

Gesellschafter beinhaltet, resultiert aus zugewiesenen Subventionen (gemäß Finanzierungs-

vereinbarung 2013 bzw. der Ergänzung zur Finanzierungsvereinbarung), die die Aufwen-

dungen und Investitionen des Geschäftsjahres 2014 unterschritten haben.
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3. Finanzlage

Zur Darstellung der Finanzlage dient die nachstehende Geldflussrechnung gegliedert nach

Aktivitätsbereichen. Die Geldflussrechnung wurde nach der indirekten Methode aus laufen-

der Geschäftstätigkeit gemäß Fachgutachten KFS/BW 2 ermittelt. Etwaige Abweichungen zu

den Bilanzen der letzten beiden Geschäftsjahre sind auf Rundungsdifferenzen zurückzufüh-

ren. Als Finanzmittelfond wird der Finanzmittelbestand im engeren Sinne, das sind der Kas-

senbestand sowie die Guthaben bei Kreditinstituten, angesehen.

Werte in TEuro 2014/15 2013/14

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.710 -1.364
+/- Abschreibungen/Zuschreibungen auf Vermögensgegenstände des

Investitionsbereichs 175 175
-/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Vermögensgegenständen des

Investitionsbereichs -3 0
-/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Liefer- und Leistungsforderungen

sowie anderer Aktiva 38 1.226
+/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 42 16

+/- Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
sowie anderer Passiva 11 -1.186

Netto-Geldfluss aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.447 -1.133

Netto-Geldfluss aus laufender Geschäftstätigkeit -1.447 -1.133

- Auflösung Investitionszuschüsse -187 -176
+ Dotierung Investitionszuschüsse 26 47
+ Einzahlungen aus Anlagenabgang (ohne Finanzanlagen) 15 0
- Auszahlungen für Anlagenzugang (ohne Finanzanlagen) -26 -47

Netto-Geldfluss aus der Investitionstätigkeit -172 -176

+ Einzahlungen von Eigenkapital 1.707 1.443

Netto-Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit 1.707 1.443

= zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestandes 88 134

+ Finanzmittelbestand am Beginn der Periode 394 260

= Finanzmittelbestand am Ende der Periode 482 394

Finanzmittelbestand am Ende der Periode (lt. Bilanz) 482 394
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4. Ertragslage

Die Ertragslage zeigt sich anhand der folgenden Auswertungen. Etwaige Abweichungen zu

den Gewinn- und Verlust-Rechnungen sind auf Rundungsdifferenzen zurückzuführen.

Werte in TEuro 2014 2013 Veränd. %

Umsatzerlöse 47 28 19 67,9
+ Sonstige betriebliche Erträge 70 132 -62 -47,0

= Gesamtleistung 117 160 -43 -26,9
- Materialaufwand -218 -190 -28 14,7
- Aufwendungen für bezogene Leistungen -424 -300 -124 41,3

= Rohergebnis -525 -330 -195 59,1
- Personalaufwand -797 -694 -103 14,8
- Abschreibungen 12 3 9 > 100,0
- Sonstige betriebliche Aufwendungen -409 -348 -61 17,5

= Betriebsergebnis -1.719 -1.369 -350 25,6
+ Finanzerträge 9 5 4 80,0

= Finanzergebnis 9 5 4 80,0

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.710 -1.364 -346 25,4
- Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0 0,0

= Jahresfehlbetrag -1.710 -1.364 -346 25,4

+/-Veränderung Rücklagen 1.710 1.364 346 25,4
+/-Gewinnvortrag aus

dem Vorjahr 0 0 0 0,0

= Bilanzgewinn 0 0 0 0,0
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Die wesentlichen Veränderungen der Ertragslage haben die folgenden Ursachen:

Die Umsatzerlöse erhöhten sich von rd. TEUR 28 auf 47. Die ist mit den gestiegenen Um-

satzerlöse aus Ticketverkäufen, welche sich von TEUR 24 auf TEUR 28 erhöht haben, dem

Anstieg der sonstigen Erlöse von TEUR 0 auf TEUR 14 sowie den Erlösen aus dem Stadtar-

chiv (TEUR 3), zu begründen.

Der Materialaufwand erhöhte sich um TEUR 28 auf TEUR 218.

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen, welche die Personalkosten der von der

Stadt Graz zugewiesenen Mitarbeiter sowie die Fremdleistungen darstellen, erhöhte sich um

TEUR 124 auf TEUR 424. Die Personalkosten der eigenen Angestellten erhöhten sich um

TEUR 103 auf TEUR 797.

Insgesamt veränderte sich das Ergebnis vor Veränderung von Rücklagen von TEUR -1.364

im Geschäftsjahr 2013 auf TEUR -1.710 im Geschäftsjahr 2014.
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5. Separate Gewinn- und Verlustrechnungsdarstellung von

GrazMuseum und Stadtarchiv

entlang der Gliederung in der Kostenrechnung

GrazMuseum Stadtarchiv Stadtmuseum
01-12/2014 04-12/2014 Graz GmbH

Umsatzerlöse und Erträge

Ticketverkauf, Publikationen 30,0 1,0 31,0

Förderungen, Sponsoring, Spenden 20,0 0,0 20,0

Sonstige betriebliche Erlöse 64,0 2,0 65,0

SUMME Umsatzerlöse und Erträge 113,0 3,0 116,0

Personalkosten

SUMME Personalkosten 952,0 189,0 1.141,0

Abschreibungen

SUMME Abschreibungen -12,0 0,0 -12,0

Ausstellungen, Schauräume, Sammlung, Bibliothek

Austellungen/Veranstaltungen/Publikationen 197,0 0,0 197,0

Schauräume - Ständige Schausammlung - Foyer 7,0 0,0 7,0

Sammlung Sackstraße - Restaurierung, Gutachten, Versicherung 22,0 0,0 22,0

SUMME Ausstattung, Schauraum, Sammlung, Bibliothek 226,0 0,0 226,0

Marketing/Kommunikation, Allgemein

SUMME Marketing/Kommunikation 24,0 0,0 24,0

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Raumkosten, Betriebskosten und Instandhaltung 299,0 54,0 353,0

Wartung EDV 21,0 21,0 42,0

Sonstige Aufwendungen 57,0 5,0 62,0

SUMME sonstige betriebliche Aufwendungen 377,0 80,0 457,0

BETRIEBSERGEBNIS 1.453,0 266,0 1.719,0

INVESTITIONEN ohne Schenkungen für die Sammlung 23,0 4,0 26,0

FINANZIERUNGSBEITRAG EIGENTÜMERIN 1.380,0 353,0 1.733,0
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6. Kennzahlen

6.1. VERMÖGEN

2014 2013 2012
Working Capital (in TEUR) 220 259 177
(kurzfristige Aktiva - kurzfristige Passiva)

6.2. ERTRAG

Ergebnis vor Zinsen und Steuern (EBIT) (in TEUR -1710 -1364 -1346
(EGT + Zinsen und ähnliche Aufwendungen
gem §231 Abs 2 Z 15 bzw. Abs 3 Z 14 UGB)

Aufwand pro Angestellte 44 45 45
(exkl. Geschäftsführer) (in TEUR)
(korrigierter Personalaufwand
durchschnittliche Angestellte)

Aufwand pro dienstzugewiesene Magistratsbeam 53 50 48
(exkl. ehemaliger Leiter) (in TEUR)
(korrigierter Personalaufwand
durchschnittliche Beamte)
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6.3. KENNZAHLEN GEM. UNTERNEHMENSREORGANISATIONSGESETZ (URG)

6.3.1. Berechnung der Eigenmittelquote nach § 23 URG
Werte in Euro

Summe Eigenkapital (§ 224 (3) A UGB) 208.958,07
+ Summe unversteuerter Rücklagen (§ 224 (3) B UGB) 11.210,81
= Eigenmittel 220.168,88

Gesamtaktiva (§ 224 (2) UGB 1.766.792,21
- Anzahlungen nach § 225 (6) UGB 0,00
- Investitionszuschüsse 1.220.623,55
= bereinigtes Vermögen 546.168,66

Eigenmittel
bereinigtes Vermögen

Eigenmittelquote = 40,31 %

6.3.2. Berechnung der fiktiven Schuldentilgungsdauer nach § 24 URG
Werte in Euro

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.710.156,57
- auf die gewöhnliche Geschäftstätigkeit

entfallende Steuern vom Einkommen 0,00
- Gewinne vom Abgang von Anlagevermögen 3.246,90
+ Zuschreibungen zum Anlagevermögen 0,00
+ Verluste aus dem Abgang von Anlagevermögen 0,00
+ Abschreibungen auf das Anlagevermögen -12.445,75
- Auflösung von Investitionszuschüssen 0,00
+/- Veränderung der langfristigen Rückstellungen 0,00
= Mittelüberschuss der Geschäftstätigkeit -1.725.849,22

Rückstellungen (§ 224 (3) C UGB) 256.679,55
+ Verbindlichkeiten (§ 224 (3) D UGB) 69.320,23
- sonstige Wertpapiere und Anteile (§ 224 (2) B III Z 2 UGB) 0,00
- Kassenbestand, Schecks, Guthaben bei

Kreditinstituten (§ 224 (2) B IV UGB) 482.357,65
- Anzahlungen nach § 225 (6) UGB 0,00
= Effektivverschuldung -156.357,87

Effektivverschuldung
Mittelüberschuss aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

fiktive Schuldentilgungsdauer (in Jahren) = nicht ermittelbar
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Zusammenfassung Unternehmnesreorgansiationsgesetz (URG)

31.12.2014 31.12.2013 31.12.2012
URG-Kennzahlen

Eigenmittelquote nach § 23 URG 40,3 45,1 9,1
(gemäß KFS/RL 21 unter Korrektur von Investitionzuschüsse, in %)

fiktive Schuldentilgungsdauer nach § 24 URG neg. Mittel- neg. Mittel- neg. Mittel-
überschuss überschuss überschuss

(gemäß KFS/RL 21 unter Korrektur von Investitionzuschüsse, in Jahren)
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7. Übernahmerisiken Stadtarchiv

Die Geschäftsführung der Stadtmuseum Graz GmbH hat uns im Zuge der Übernahme des

Stadtarchivs nachstehende Risikodarstellung vorgelegt:

Lagerkapazität

Bei der Eingliederung des Stadtarchivs in die Stadtmuseum Graz GmbH wurde ein, gemes-

sen an der Geschichte und der Größe der zweitgrößten Stadt Österreichs, relativ kleiner Be-

stand übernommen, der mit einer Depotfläche von 700 qm, auf der in 6.590 Laufmetern Re-

gale rund 6.000 Laufmetern Unterlagen gelagert sind. Darunter befindet sich auch in den di-

versen Zwischenarchiven der Dienststellen ggf. zu skartierendes Schriftgut, wodurch noch

für einige Jahre Regalflächen für archivwürdige Unterlagen vorhanden sind.

Kapazität für Übernahme von Archivgut

Mit der Übernahme des Stadtarchivs wurde umgehend ein gesetzeskonformer Paradigmen-

wechsel eingeleitet, der sich vor allem auf die landesgesetzlich vorgeschriebene Überliefe-

rungsbildung, also die Implementierung der Anbietungspflicht, bezieht. Diese ist grundsätz-

lich auch auf die ausgegliederten Gesellschaften, wie die Holding Graz oder die Messe-Ge-

sellschaft, auszuweiten. Um weiteren Verlust von wertvollem Kulturgut in Form unwieder-

bringlicher Geschichtsquellen hintanzuhalten, besteht der dringende Bedarf nach Vermehr-

ung von Dienstposten im Bereich von Anbietung, Bewertung und Archivierung, zumal viel

personelle Kapazität durch Serviceleistungen (Vorlage von Bauakten, die i.e.S. kein Archiv-

gut sind) für die Bau- und Anlagenbehörde gebunden ist, die nicht zu den Kernaufgaben ei-

nes amtszuständigen historischen Archivs gehören.

Beschädigung und Untergang des Archivguts

Um die Sicherung der Vollständigkeit sowie die Geheimhaltung innerhalb der oft Jahrzehnte

währenden Schutzfristen zu gewährleisten, muss die Zutrittskontrolle durch Trennung

(Versperrbarkeit) und Überwachung des Eingangs- und Publikumsbereiches optimiert wer-

den. Um das Archivgut vor Schaden und Untergang zu schützen, muss ehestens ein Was-

ser- und Havarieschutz für den Magazinbereich installiert werden. Im Falle eines Hagels etc.

oder des Bruches eines Dachziegels ist mit einem Eindringen von Wasser in die darunterlie-

genden Geschosse zu rechnen; besonders gefährdet ist hierbei der Magazinraum 306a im 3.

OG, in dem sich u.a. die Meldekartei sowie das Bürgerbuch von 1720 befinden. Weiters ist

eine automatische Löscheinrichtung für den Brandfall einzurichten.
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Raumklimatische Bedingungen

Eine weitere Bestandsgefährdung besteht in der latenten Schimmelgefahr wegen Feuchtig-

keitsschäden im Mauerwerk und schimmelförderndem Raumklima von bis zu 26 Grad Tem-

peratur und 60 % relative Luftfeuchte, die noch dazu zwischen Tag und Nacht wegen des

Wärmedurchgangskoeffizienten der schadhaften Fenster sehr stark schwanken. Diese un-

dichten Fenster tragen zudem stark zur Verschmutzung (und damit weiteren Schimmelge-

fährdung) des Archivguts und der Regale bei. Die derzeitigen Lagerungsbedingungen für

wertvollste Fotomaterialien (v. a. der Wende zum 20. Jahrhundert) im Stadtarchiv sind subs-

tanzschädigend und reduzieren die Lebensdauer etwa um die Hälfte.
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Allgemeine Auftragsbedingungen
für Abschlussprüfungen

(AAB AP 2011)

Auszug aus den vom Vorstand der Kammer der Wirtschaftstreuhänder mit
Beschluss vom 8.3.2000 zur Anwendung empfohlenen Allgemeinen
Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe, umfassende Teile der
Präambel und die Punkte 1 bis 16 des I. Teiles. Adaptiert vom Arbeitskreis
für Honorarfragen und Auftragsbedingungen am 23.5.2002, am
21.10.2004, am 18.12.2006, am 31.8.2007, am 26.2.2008, am 30.06.2009,
am 22.3.2010 sowie am 21.02.2011.

Präambel und Allgemeines

(1) Wird nicht abgedruckt.

(2) Für alle Teile der Auftragsbedingungen gilt, dass, falls einzelne
Bestimmungen unwirksam sein sollten, dies die Wirksamkeit der übrigen
Bestimmungen nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine
gültige, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, zu ersetzen.

(3) Für alle Teile der Auftragsbedingungen gilt weiters, dass der zur
Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigte verpflichtet ist,
bei der Erfüllung der vereinbarten Leistung nach den Grundsätzen
ordnungsgemäßer Berufsausübung vorzugehen. Er ist berechtigt, sich zur
Durchführung des Auftrages hiefür geeigneter Mitarbeiter zu bedienen.

(4) Für alle Teile der Auftragsbedingungen gilt schließlich, dass
ausländisches Recht vom Berufsberechtigten nur bei ausdrücklicher
schriftlicher Vereinbarung zu berücksichtigen ist.

(5) Die in der Kanzlei des Berufsberechtigten erstellten Arbeiten können
nach Wahl des Berufsberechtigten entweder mit oder ohne elektronische
Datenverarbeitung erstellt werden. Für den Fall des Einsatzes von
elektronischer Datenverarbeitung ist der Auftraggeber, nicht der
Berufsberechtigte, verpflichtet, die nach den DSG notwendigen
Registrierungen oder Verständigungen vorzunehmen.

(6) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Mitarbeiter des Berufsberechtigten
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des
Auftragsverhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigenfalls er sich zur
Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den
Berufsberechtigten verpflichtet.

I.TEIL

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Verträge über
(gesetzliche und freiwillige) Prüfungen mit und ohne Bestätigungsvermerk,
Gutachten, gerichtliche Sachverständigentätigkeit, Erstellung von Jahres-
und anderen Abschlüssen, Steuerberatungstätigkeit und über andere im
Rahmen eines Werkvertrages zu erbringende Tätigkeiten mit Ausnahme
der Führung der Bücher, der Vornahme der Personalsachbearbeitung und
der Abgabenverrechnung.

(2) Die Auftragsbedingungen gelten, wenn ihre Anwendung
ausdrücklich oder stillschweigend vereinbart ist. Darüber hinaus sind sie
mangels anderer Vereinbarung Auslegungsbehelf.

(3) Punkt 8 gilt auch gegenüber Dritten, die vom Beauftragten zur
Erfüllung des Auftrages im Einzelfall herangezogen werden.

2. Umfang und Ausführung des Auftrages

(1) Auf die Absätze 3 und 4 der Präambel wird verwiesen.

(2) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen schriftlichen als auch mündlichen Äußerung, so ist der
Berufsberechtigte nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen
oder sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen. Dies gilt auch für
abgeschlossene Teile eines Auftrages.

(3) Ein vom Berufsberechtigten bei einer Behörde (z.B. Finanzamt,
Sozialversicherungsträger) elektronisch eingereichtes Anbringen ist als
nicht von ihm beziehungsweise vom übermittelnden Bevollmächtigten
unterschrieben anzusehen.

3. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Berufsberechtigten
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des
Auftrages notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt werden und ihm
von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die
Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für
die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit
des Berufsberechtigten bekannt werden.

(2) Der Auftraggeber hat dem Berufsberechtigten die Vollständigkeit
der vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und
Erklärungen im Falle von Prüfungen, Gutachten und
Sachverständigentätigkeit schriftlich zu bestätigen. Diese
Vollständigkeitserklärung kann auf den berufsüblichen Formularen
abgegeben werden.

(3) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen
Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risken nicht bekannt gegeben
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit keinerlei
Ersatzpflichten.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu
verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des
Berufsberechtigten gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser
Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf
Anstellung und für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu
übernehmen.

(2) Der Auftraggeber stimmt zu, dass seine persönlichen Daten,
nämlich sein Name sowie Art und Umfang inklusive
Leistungszeitraum der zwischen Berufsberechtigten und
Auftraggeber vereinbarten Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch
Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des
Vorliegens von Befangenheits- oder Ausschließungsgründen iSd §§
271 ff UGB im Informationsverbund (Netzwerk), dem der
Berufsberechtigte angehört, verarbeitet und zu diesem Zweck an die
übrigen Mitglieder des Informationsverbundes (Netzwerkes) auch ins
Ausland übermittelt werden (eine Liste aller Übermittlungsempfänger
wird dem Auftraggeber auf dessen Wunsch vom beauftragten
Berufsberechtigten zugesandt). Hierfür entbindet der Auftraggeber
den Berufsberechtigten nach dem Datenschutzgesetz und gem § 91
Abs 4 Z 2 WTBG ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht.
Der Auftraggeber nimmt in diesem Zusammenhang des Weiteren zur
Kenntnis, dass in Staaten, die nicht Mitglieder der EU sind, ein
niedrigeres Datenschutzniveau als in der EU herrschen kann. Der
Auftraggeber kann diese Zustimmung jederzeit schriftlich an den
Berufsberechtigten widerrufen.

5. Berichterstattung

(1) Bei Prüfungen und Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart
wurde, ein schriftlicher Bericht zu erstatten.

(2) Gibt der Berufsberechtigte über die Ergebnisse seiner Tätigkeit eine
schriftliche Äußerung ab, so haftet er für mündliche Erklärungen über
diese Ergebnisse nicht. Für schriftlich nicht bestätigte Erklärungen und
Auskünfte von Mitarbeitern haftet der Berufsberechtigte nicht.

(3) Alle Auskünfte und Stellungnahmen vom Berufsberichtigten und
seinen Mitarbeitern sind nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen
oder schriftlich bestätigt werden. Als schriftliche Stellungnahmen gelten
nur solche, bei denen eine firmenmäßige Unterfertigung erfolgt. Als
schriftliche Stellungnahmen gelten keinesfalls Auskünfte auf
elektronischem Wege, insbesondere auch nicht per E-Mail.
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(4) Bei elektronischer Übermittlung von Informationen und Daten können
Übertragungsfehler nicht ausgeschlossen werden. Der Berufsberechtigte
und seine Mitarbeiter haften nicht für Schäden, die durch die elektronische
Übermittlung verursacht werden. Die elektronische Übermittlung erfolgt
ausschließlich auf Gefahr des Auftraggebers. Dem Auftraggeber ist es
bewusst, dass bei Benutzung des Internet die Geheimhaltung nicht
gesichert ist. Weiters sind Änderungen oder Ergänzungen zu Dokumenten,
die übersandt werden, nur mit ausdrücklicher Zustimmung zulässig.

(5) Der Empfang und die Weiterleitung von Informationen an den
Berufsberechtigten und seine Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon

insbesondere in Verbindung von automatischen
Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen elektronischen
Kommunikationsmittel nicht immer sichergestellt. Aufträge und wichtige
Informationen gelten daher dem Berufsberechtigten nur dann als
zugegangen, wenn sie auch schriftlich zugegangen sind, es sei denn, es
wird im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische
Übermittlungs- und Lesebestätigungen gelten nicht als solche
ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die
Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen.
Kritische und wichtige Mitteilungen müssen daher per Post oder Kurier an
den Berufsberechtigten gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken
an Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe.

(6) Der Auftraggeber stimmt zu, dass er vom Berufsberechtigten
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch übermittelt bekommt. Es
handelt sich dabei nicht um unerbetene Nachrichten gemäß § 107 TKG.

6. Schutz des geistigen Eigentums des Berufsberechtigten

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im
Rahmen des Auftrages vom Berufsberechtigten erstellten Berichte,
Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen
und dergleichen nur für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG
1988) verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe beruflicher
schriftlicher als auch mündlicher Äußerungen des Berufsberechtigten an
einen Dritten zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des
Berufsberechtigten.

(2) Die Verwendung beruflicher schriftlicher als auch mündlicher
Äußerungen des Berufsberechtigten zu Werbezwecken ist unzulässig; ein
Verstoß berechtigt den Berufsberechtigten zur fristlosen Kündigung aller
noch nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers.

(3) Dem Berufsberechtigten verbleibt an seinen Leistungen das
Urheberrecht. Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der
schriftlichen Zustimmung des Berufsberechtigten vorbehalten.

7. Mängelbeseitigung

(1) Der Berufsberechtigte ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mängel in seiner beruflichen
schriftlicher als auch mündlicher Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet,
den Auftraggeber hievon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt,
auch über die ursprüngliche Äußerung informierte Dritte von der Änderung
zu verständigen.

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind;
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des
Berufsberechtigten bzw. falls eine schriftliche Äußerung nicht abgegeben
wird sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten Tätigkeit des
Berufsberechtigten.

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung
etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus
Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 8.

8. Haftung

(1) Der Berufsberechtigte haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig
verschuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen.

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des
Berufsberechtigten höchstens das zehnfache der
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß §
11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz (WTBG) in der jeweils geltenden
Fassung.

(3) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden
Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab
Eintritt des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis
gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen
Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind.

(4) Gilt für Tätigkeiten § 275 UGB kraft zwingenden Rechtes, so gelten
die Haftungsnormen des § 275 UGB insoweit sie zwingenden Rechtes
sind und zwar auch dann, wenn an der Durchführung des Auftrages
mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz
verpflichtete Handlungen begangen worden sind, und ohne Rücksicht
darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben.

(5) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird,
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des
Bestätigungsvermerkes zu laufen.

(6) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten
verarbeitenden Unternehmens, durchgeführt und der Auftraggeber hievon
benachrichtigt, so gelten nach Gesetz und den Bedingungen des Dritten
entstehende Gewährleistungs- und Schadenersatz-ansprüche gegen den
Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Berufsberechtigte haftet
nur für Verschulden bei der Auswahl des Dritten.

(7) Eine Haftung des Berufsberechtigten einem Dritten gegenüber wird
bei Weitergabe beruflicher schriftlicher als auch mündlicher Äußerungen
durch den Auftraggeber ohne Zustimmung oder Kenntnis des
Berufsberechtigten nicht begründet.

(8) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht nur im Verhältnis zum
Auftraggeber, sondern auch gegenüber Dritten, soweit ihnen der
Berufsberechtigte ausnahmsweise doch für seine Tätigkeit haften sollte.
Ein Dritter kann jedenfalls keine Ansprüche stellen, die über einen
allfälligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. Die
Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle Geschädigten,
einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers selbst, auch wenn
mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere
Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden nach ihrem
Zuvorkommen befriedigt.

9. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz

(1) Der Berufsberechtigte ist gemäß § 91 WTBG verpflichtet, über alle
Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn,
dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder
gesetzliche Äußerungspflichten entgegen stehen.

(2) Der Berufsberechtigte darf Berichte, Gutachten und sonstige
schriftliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur
mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, dass eine
gesetzliche Verpflichtung hiezu besteht.

(3) Der Berufsberechtigte ist befugt, ihm anvertraute
personenbezogene Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des
Auftrages zu verarbeiten oder durch Dritte gemäß Punkt 8 Abs 6
verarbeiten zu lassen. Der Berufsberechtigte gewährleistet gemäß § 15
Datenschutzgesetz die Verpflichtung zur Wahrung des
Datengeheimnisses. Dem Berufsberechtigten überlassenes Material
(Datenträger, Daten, Kontrollzahlen, Analysen und Programme) sowie alle
Ergebnisse aus der Durchführung der Arbeiten werden grundsätzlich dem
Auftraggeber gemäß § 11 Datenschutzgesetz zurückgegeben, es sei
denn, dass ein schriftlicher Auftrag seitens des Auftraggebers vorliegt,
Material bzw. Ergebnis an Dritte weiterzugeben. Der Berufsberechtigte
verpflichtet sich, Vorsorge zu treffen, dass der Auftraggeber seiner
Auskunftspflicht laut § 26 Datenschutzgesetz nachkommen kann. Die
dazu notwendigen Aufträge des Auftraggebers sind schriftlich an den
Berufsberechtigten weiterzugeben. Sofern für solche Auskunftsarbeiten
kein Honorar vereinbart wurde, ist nach tatsächlichem Aufwand an den
Auftraggeber zu verrechnen. Der Verpflichtung zur Information der
Betroffenen bzw. Registrierung im Datenverarbeitungsregister hat der
Auftraggeber nachzukommen, sofern nichts Anderes ausdrücklich
schriftlich vereinbart wurde.

10. Kündigung

(1) Soweit nicht etwas Anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag
jederzeit mit sofortiger Wirkung kündigen. Der Honoraranspruch bestimmt
sich nach Punkt 12.

(2) Ein im Zweifel stets anzunehmender Dauerauftrag (auch mit
Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts Anderes schriftlich
vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes (vergleiche § 88
Abs 4 WTBG) nur unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende
eines Kalendermonats gekündigt werden.

(3) Bei einem gekündigten Dauerauftragsverhältnis zählen - außer in
Fällen des Abs 5 - nur jene einzelnen Werke zum verbleibenden
Auftragsstand, deren vollständige oder überwiegende Ausführung
innerhalb der Kündigungsfrist möglich ist, wobei Jahresabschlüsse und
Jahressteuererklärungen innerhalb von 2 Monaten nach Bilanzstichtag als
überwiegend ausführbar anzusehen sind. Diesfalls sind sie auch
tatsächlich innerhalb berufsüblicher Frist fertig zu stellen, sofern sämtliche
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erforderlichen Unterlagen unverzüglich zur Verfügung gestellt werden und
soweit nicht ein wichtiger Grund iSd § 88 Abs 4 WTBG vorliegt.

(4) Im Falle der Kündigung gemäß Abs 2 ist dem Auftraggeber
innerhalb Monatsfrist schriftlich bekannt zu geben, welche Werke im
Zeitpunkt der Kündigung des Auftragsverhältnisses noch zum fertig zu
stellenden Auftragsstand zählen.

(5) Unterbleibt die Bekanntgabe von noch auszuführenden Werken
innerhalb dieser Frist, so gilt der Dauerauftrag mit Fertigstellung der zum
Zeitpunkt des Einlangens der Kündigungserklärung begonnenen Werke
als beendet.

(6) Wären bei einem Dauerauftragsverhältnis im Sinne der Abs 2 und 3
- gleichgültig aus welchem Grunde - mehr als 2 gleichartige, üblicherweise
nur einmal jährlich zu erstellende Werke (z.B. Jahresabschlüsse,
Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die darüber hinaus
gehenden Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist
der Auftraggeber in der Mitteilung gemäß Abs 4 gegebenenfalls
ausdrücklich hinzuweisen.

11. Annahmeverzug und unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Berufsberechtigten
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm
nach Punkt 3 oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der
Berufsberechtigte zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. Seine
Honoraransprüche bestimmen sich nach Punkt 12. Annahmeverzug sowie
unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begründen auch dann
den Anspruch des Berufsberechtigten auf Ersatz der ihm hierdurch
entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens,
wenn der Berufsberechtigte von seinem Kündigungsrecht keinen
Gebrauch macht.

12. Honoraranspruch

(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B. wegen Kündigung),
so gebührt dem Berufsberechtigten gleichwohl das vereinbarte Entgelt,
wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, deren Ursache auf
Seiten des Bestellers liegen, daran verhindert worden ist (§ 1168 ABGB);
der Berufsberechtigte braucht sich in diesem Fall nicht anrechnen zu
lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und seiner
Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt.

(2) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Berufsberechtigte auch
berechtigt, ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der
Erklärung, dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als
aufgehoben gelte, im Übrigen gelten die Folgen des Abs 1.

(3) Kündigt der Berufsberechtigte ohne wichtigen Grund zur Unzeit, so
hat er dem Auftraggeber den daraus entstandenen Schaden nach
Maßgabe des Punktes 8 zu ersetzen.

(4) Ist der Auftraggeber auf die Rechtslage hingewiesen damit
einverstanden, dass sein bisheriger Vertreter den Auftrag ordnungsgemäß
zu Ende führt, so ist der Auftrag auch auszuführen.

13. Honorar

(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit, aber auch nichts Anderes
vereinbart ist, wird gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessenen
Entlohnung geschuldet. Sofern nicht nachweislich eine andere
Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer
auf die älteste Schuld anzurechnen. Der Honoraranspruch des
Berufsberechtigten ergibt sich aus der zwischen ihm und seinem
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung.

(2) Das gute Einvernehmen zwischen den zur Ausübung eines
Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten und ihren Auftraggebern wird vor
allem durch möglichst klare Entgeltvereinbarungen bewirkt.

(3) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine viertel
Stunde.

(4) Auch die Wegzeit wird üblicherweise im notwendigen Umfang
verrechnet.

(5) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und
Umfang zur Vorbereitung des Berufsberechtigten notwendig ist, kann
gesondert verrechnet werden.

(6) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere
Umstände oder besondere Inanspruchnahme durch den Auftraggeber ein
bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so sind Nachverhandlungen

mit dem Ziel, ein angemessenes Entgelt nachträglich zu vereinbaren,
üblich. Dies ist auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren üblich.

(7) Die Berufsberechtigten verrechnen die Nebenkosten und die
Umsatzsteuer zusätzlich.

(8) Zu den Nebenkosten zählen auch belegte oder pauschalierte
Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse, gegebenenfalls
Schlafwagen), Diäten, Kilometergeld, Fotokopierkosten und ähnliche
Nebenkosten.

(9) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die
betreffenden Versicherungsprämien zu den Nebenkosten.

(10) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und
Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, Gutachten uä.
anzusehen.

(11) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche
Erledigung mehreren Berufsberechtigten übertragen worden ist, wird von
jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.

(12) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für
Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden,
können Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen
Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der Höhe von 8 % über
dem Basiszinssatz als vereinbart (siehe § 352 UGB).

(13) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit
Ende der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener Frist erfolgter
Rechnungslegung zu laufen.

(14) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab
Rechnungsdatum schriftlich beim Berufsberechtigten Einspruch erhoben
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer
Rechnung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.

(15) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das ist
die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter
Unternehmern, wird verzichtet.

14. Sonstiges

(1) Der Berufsberechtigte hat neben der angemessenen Gebühren-
oder Honorarforderung Anspruch auf Ersatz seiner Auslagen. Er kann
entsprechende Vorschüsse verlangen und seine (fortgesetzte)-Tätigkeit
von der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig machen. Er kann auch die
Auslieferung des Leistungsergebnisses von der vollen Befriedigung seiner
Ansprüche abhängig machen. Auf das gesetzliche Zurückbehaltungsrecht
(§ 471 ABGB, § 369 UGB) wird in diesem Zusammenhang verwiesen.
Wird das Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der
Berufsberechtigte nur bei krass grober Fahrlässigkeit bis zur Höhe seiner
noch offenen Forderung. Bei Dauerverträgen darf die Erbringung weiterer
Leistungen bis zur Bezahlung früherer Leistungen verweigert werden. Bei
Erbringung von Teilleistungen und offener Teilhonorierung gilt dies
sinngemäß.

(2) Nach Übergabe sämtlicher vom WT erstellten
aufbewahrungspflichtigen Daten an den Auftraggeber bzw. an den
nachfolgenden Wirtschaftstreuhänder ist der Berufsberechtigte berechtigt,
die Daten zu löschen.

(3) Eine Beanstandung der Arbeiten des Berufsberechtigten berechtigt,
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur Zurückhaltung
der ihm nach Abs 1 zustehenden Vergütungen.

(4) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Berufsberechtigten auf
Vergütungen nach Abs 1 ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig
festgestellten Forderungen zulässig.

(5) Der Berufsberechtigte hat auf Verlangen und Kosten des
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner
Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den
Schriftwechsel zwischen dem Berufsberechtigten und seinem
Auftraggeber und für die Schriftstücke, die dieser in Urschrift besitzt und
für Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach der
Geldwäscherichtlinie unterliegen. Der Berufsberechtigte kann von
Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder
Fotokopien anfertigen. Der Auftraggeber hat hiefür die Kosten insoweit zu
tragen als diese Abschriften oder Fotokopien zum nachträglichen
Nachweis der ordnungsgemäßen Erfüllung der Berufspflichten des
Berufsberechtigten erforderlich sein könnten.

(6) Der Auftragnehmer ist berechtigt, im Falle der Auftragsbeendigung für
weiterführende Fragen nach Auftragsbeendigung und die Gewährung des
Zugangs zu den relevanten Informationen über das geprüfte
Unternehmen ein angemessenes Entgelt zu verrechnen.
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(7) Der Auftraggeber hat die dem Berufsberechtigten übergebenen
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei
Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Berufsberechtigte nach
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber,
übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zurückstellen
und/oder Depotgebühren in Rechnung stellen.

(8) Der Berufsberechtigte ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei
ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Berufsberechtigen rechnen
musste.

(9) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung
ist der Berufsberechtigte berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten
Transfer zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden.

15. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand

(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus
ergebenden Ansprüche gilt nur österreichisches Recht.

(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des
Berufsberechtigten.

(3) Für Streitigkeiten ist das Gericht des Erfüllungsortes zuständig.

16. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungen

(1) Bei Abschlussprüfungen, die mit dem Ziel der Erteilung eines
förmlichen Bestätigungsvermerkes durchgeführt werden (wie z.B. §§
268ff UGB) erstreckt sich der Auftrag, soweit nicht anderweitige
schriftliche Vereinbarungen getroffen worden sind, nicht auf die Prüfung
der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts oder Sondervorschriften,
wie z.B. die Vorschriften des Preis-, Wettbewerbsbeschränkungs- und
Devisenrechts, eingehalten sind. Die Abschlussprüfung erstreckt sich
auch nicht auf die Prüfung der Führung der Geschäfte hinsichtlich
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. Im Rahmen der
Abschlussprüfung besteht auch keine Verpflichtung zur Aufdeckung von
Buchfälschungen und sonstigen Unregelmäßigkeiten.

(2) Bei Abschlussprüfungen ist der Jahresabschluss, wenn ihm der
uneingeschränkte oder eingeschränkte Bestätigungsvermerk beigesetzt
werden kann, mit jenem Bestätigungsvermerk zu versehen, der der
betreffenden Unternehmensform entspricht.

(3) Wird ein Jahresabschluss mit dem Bestätigungsvermerk des
Prüfers veröffentlicht, so darf dies nur in der vom Prüfer bestätigten oder
in einer von ihm ausdrücklich zugelassenen anderen Form erfolgen.

(4) Widerruft der Prüfer den Bestätigungsvermerk, so darf dieser
nicht weiterverwendet werden. Wurde der Jahresabschluss mit dem
Bestätigungsvermerk veröffentlicht, so ist auch der Widerruf zu
veröffentlichen.

(5) Für sonstige gesetzliche und freiwillige Abschlussprüfungen sowie
für andere Prüfungen gelten die obigen Grundsätze sinngemäß.
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